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zin zu fördern.7 An dieser Stelle soll auf eine eid-
genössische Besonderheit eingegangen werden: 
Die Aktionen der Schweizer Zahnmediziner mit 
der SSO in vorderster Reihe strebten nicht die 
Umwandlung der Zahnheilkunde «von oben» zur 
«Stomatologie» an (wie dies in Österreich, Ungarn 
und Italien mit den Spezialgebieten Ophtalmolo-
gie oder Oto-Rhino-Laryngologie der Fall war), 
sondern vielmehr die Individualisierung  eines 
bestimmten medizinischen Bereichs von einem 
identischen, gemeinsamen Stamm.8 Die Kommis-
sion empfahl auch die Stärkung der Institute durch 
Vergrösserung des Lehrkörpers, den von der SSO 
geforderten Ausbau von Spezialgebieten (Ortho-
dontie, Parodontologie und Mundchirurgie) und 
die Anerkennung ergänzender Ausbildungsgänge. 
Um den Bedarf im Bereich Zahnprophylaxe und 
verwandte Pflege zu decken, sollten die Hilfs-
berufe weiterentwickelt werden. Dabei war das 
«Handwerk» – also die überwachte oder übertra-
gene Ausübung – vom «Beruf» zu unterscheiden, 
der ein vollständig in die medizinischen Fakultä-
ten integriertes Universitätsstudium erforderte.9

In seinem Erlass aus dem Jahre 1969 genehmigte 
der Bundesrat die versuchsweise Einführung die-
ses Studienplans und räumte den Universitäten 
die nötige Zeit für die Umstrukturierung ein. Die 
Reform wurde 1980 für gültig erklärt: Die Anord-
nungen zur Integrierung der zukünftigen Zahn-
ärzte in die beiden Propädeutikumsjahre des 
Medizinstudiums und die Revision der prakti-
schen Prüfungen 1974 und 1975 (Neubewertung 
der Beurteilung des Praktischen Prüfungsteils, um 
einen Ausgleich durch theoretische Kenntnisse zu 
verhindern) wurden in der Verordnung über die 
Prüfungen für Zahnärzte formalisiert.10 Im Bereich 
der Durchführung von Zahnbehandlungen exis-
tierten vor allem Abweichungen bezüglich der 
Anerkennung von Abschlüssen, die Schweizer 
oder Ausländer im Ausland erworben hatten. 

sche Medizinische Interfakultätskommission er-
neut eine Reform des Medizinstudiums in Angriff. 
Vor diesem Hintergrund wurde im April 1969 eine 
Studienreform präsentiert, der sogenannte «Rossi-
Plan». Dieser sah eine Gesamtstudienzeit von 
sechs Jahren für Mediziner vor, unterteilt in zwei 
Jahre Vorstudium, ein Jahr klinische und techni-
sche Grundausbildung, zwei klinische Jahre und 
ein optionales Studienjahr.5 Zwischenzeitlich setzte 
die SSO ihre Kampagne mit Gesuchen bei Bun-
desrat Tschudi fort; sie berief sich dabei auf die 
Notwendigkeit, den Zahnärztebedarf als Problem 
der öffentlichen Gesundheit anzuerkennen und 
den Berufsverband in das laufende Reformprojekt 
zu integrieren. Das Departement gab diesem 
Antrag schliesslich 1968 statt; die Eidgenössische 
Expertenkommission für Zahnmedizin arbeitete 
bis Juni 1969.6

Reformen
Der Kommissionsbericht übernahm als Zielset-
zung die Weiterverfolgung der Pläne sowohl der 
zahnmedizinischen Institute als auch der SSO zur 
Reform des zahnmedizinischen Studiums. Allge-
meiner betrachtet kamen diese Forderungen zu 
denen der unterschiedlichen allgemeinmedizini-
schen Instanzen hinzu, die die Reduzierung der 
Studienzeit sowie eine bessere Anpassung der 
unterschiedlichen Ausbildungsgänge an die Rea-
lität des Arztberufs verlangten. Was die Anzahl der 
Zahnärzte betrifft, schätzte man, dass auf 2500 
Einwohner ein Zahnarzt kam. Es gab jedoch 
deutliche Unterschiede zwischen den städtischen 
und den ländlichen Kantonen. Die Zahnärzte, so 
stellte man fest, wurden weiterhin als Techniker 
und nicht als spezialisierte Mediziner betrachtet 
– dies machte den Beruf nicht gerade attraktiv für 
Gymnasiasten. Der fünfjährige Studienplan, der 
dem Leitgedanken des «Rossi-Plans» entsprach, 
wurde als Möglichkeit angesehen, die Zahnmedi-

Auch bei den Pflegeberufen, die früher als «Hilfs-
berufe» bezeichnet wurden, erfolgte in der zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine Professiona-
lisierung, wie wir sie von den Arztberufen seit 
Ende des letzten Jahrhunderts kennen. In diesem 
Beitrag möchten wir diese Entwicklung in groben 
Linien bis in unsere Zeit nachverfolgen.

Die niemals abgeschlossene Reform  
des Medizinstudiums in der Schweiz
1960 forderte die SSO, einmal mehr um das 
Problem der Ausbildung von Zahnärzten besorgt, 
das Departement des Innern auf, eine offizielle 
Kommission einzusetzen. Nach Weigerung des 
Leiters des Departements des Innern, des Sozial-
demokraten Hans-Peter Tschudi (1913–2002)2, 
wurde im März 1961 ein Projekt vorgelegt, das 
gemeinsam mit den zahnärztlichen Instituten der 
Schweiz erarbeitet worden war. Der von der SSO 
ausgearbeitete fünfjährige Studiengang stiess bei 
den Universitäten aufgrund des vorgesehenen 
Propädeutikums, das für die Ausübung des Zahn-
arztberufs als nicht nötig betrachtet wurde, auf 
Ablehnung. Es folgte eine ganze Reihe von Kom-
missionen, die sich um eine Integration der ana-
tomisch-pathologischen, pharmakologischen und 
klinischen Kenntnisse analog zu denen der Allge-
meinmediziner bemühten, aber auch der Wider-
stand des Departements des Innern, das einen 
Mangel an traditionellen Ärzten befürchtete, be-
züglich der Studiendauer.3

Der Rossi-Plan
Am 22. Dezember 1964 wurde per Bundesverord-
nung eine Neuregelung der Eidgenössischen Ex-
amen für medizinische Berufe verkündet; diese 
Verordnung berücksichtigte die Anträge der Zahn-
ärzte für ein Propädeutikum nicht, schaffte aber 
die Diskriminierungen in den Promotionsverfah-
ren ab.4 Zwei Jahre später nahm die Schweizeri-

Zahnärztliche Kunst, Handwerk oder Beruf?  
Eine historische Darstellung (II):  
die vielen Facetten der zahnmedizinischen Berufe
Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts gab es im Zusammenhang mit der allgemeinen Suche der Ärzte nach Aner-
kennung ihres beruflichen Status ständig Bestrebungen zur Reform des Medizinstudiums in der Schweiz, welche 
bis in die heutige Zeit reichen. Wie wir im vorherigen Artikel1 gesehen haben, war die Neuorganisation und 
Professionalisierung des Zahnarztberufs eine wichtige Reaktion auf den Reformprozess, der parallel zu den Be-
strebungen einer Neuordnung des Zahnmedizinstudiums verlief. 
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folgenden 37 Verordnungen zu den Medizinprü-
fungen, Zulassungsgenehmigungen und abwei-
chenden Bestimmungen wurden 2006 zu einem 
neuen Gesetz, dem sogenannten MedBG, zusam-
mengefasst.
Am Ende setzte sich also das ab 1944 innerhalb 
der SSO entwickelte Modell durch:13 Integration 
der Zahnmedizin in das Medizinstudium mit iden-
tischem Vorstudium, einer Zwischenphase als 
Vorbereitung auf die klinischen Studien zur Spe-
zialisierung, Ausrichtung auf die Präventivmedizin 
und gleiche Promotionsbedingungen wie für All-
gemeinmediziner. Doch Adrien-Jean Helds Be-
merkung aus dem Jahre 1981 scheint auch um 
die Jahrhundertwende noch aktuell zu sein: Das 
wissenschaftliche und theoretische Niveau war 
deutlich gestiegen, doch nur wenige junge Stu-
dienabgänger/innen hatten die Möglichkeit, die 
praktische Ausbildung als Assistent/innen an der 
Universität oder in einer Privatpraxis fortzusetzen, 
und viele starteten ihre Karriere als «Autodidak-
ten».14

Die Hilfsberufe:  
Frauen in der Zahnheilkunde?
Aus Sorge um die Nachfolge in den Gesundheits-
berufen forderte die Expertenkommission für 
Zahnmedizin von 1969 neben Plänen im Zusam-
menhang mit der Ausbildung von Zahnärzten den 
Ausbau der Hilfsberufe, um den Zahnärztemangel 
auszugleichen und den neuen Bedürfnissen im 
Bereich Zahnprophylaxe und Patientenbetreuung 
nachzukommen. Das Verhältnis ein Zahnarzt auf  
ca. 2500 Einwohner in den 1960er-Jahren wurde 
vom Eidgenössischen Departement des Innern als 
ungenügend beurteilt – in Westdeutschland lag 
das Verhältnis bei 1 :  2000 –, auch angesichts der 
Vorhersagen zur demografischen Entwicklung der 
Schweiz. Wie wir im vorherigen Artikel gesehen 
haben, konnten sich in Deutschland hinter dem 
Begriff «Dentisten» Ärzte verbergen, die ihren Titel 
ohne Universitätsstudium erworben hatten,15 was 
nicht nur zu einer Verzerrung der Statistik führte, 
sondern sie konnten auch in bestimmten Kan-
tonen der Deutschschweiz als «Dentisten» aner-
kannt werden. Dies war möglich aufgrund der von 
ihnen durchgeführten Behandlungen, die denen 
der Zahnärzte mit einem Universitätsabschluss 
vergleichbar waren. 1969 ermittelte die Kommis-
sion ausserdem (jedoch ohne Unterscheidung 
zwischen Schweizern und Ausländern) 220 prak-
tizierende «Dentisten» ohne Universitätsabschluss, 
die die Bewilligung besassen, in der Deutsch-
schweiz zu praktizieren. Die Hälfte davon verfügte 
über eine Ausübungsbewilligung im Kanton Ap-
penzell, 50 weitere waren Zahnärzte mit einer auf 
zehn Kantone beschränkten Bewilligung, 50 Zahn-
techniker durften im Kanton Zürich direkt im Mund 
arbeiten.16

Zahnmedizin wurde der anfänglich geforderte 
fünfjährige Studiengang erneut aufgegriffen. Die 
Nachdiplomstudiengänge Orthodontie, Mundchi-
rurgie, Parodontologie und rekonstruktive Zahn-
medizin wurden durch die SSO anerkannt; wie 
die durch die FMH vergebenen Abschlüsse wur-
den diese Titel aufgrund der Verordnung vom  
17. Oktober 2001 in der gesamten Schweiz zur 
nachuniversitären Ausbildung und Anerkennung 
der Diplome und nachuniversitären Abschlüsse 
der medizinischen Berufe durch eine ausseror-
dentliche Akkreditierung anerkannt.12 Das alte 
Bundesgesetz aus dem Jahre 1886 und die nach-

Ausländer konnten ab 1961 nach Absolvierung 
eines mindestens zweisemestrigen Kurses an ei-
nem zahnmedizinischen Institut die Prüfungszu-
lassung beantragen; Schweizer Bürgerinnen und 
Bürger, Rücksiedler oder Eingebürgerte konnten 
nach einer fünfjährigen Assistenzzeit das Berufs-
examen ablegen.11 1991 forderte die Schweize-
rische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdi-
rektorinnen und -direktoren den Bundesrat auf, 
die Fragen im Zusammenhang mit Nachdiplomstu-
diengängen zu regeln und die Ausbildung für 
Chiropraktiker und Psychotherapeuten in die 
Universitätsausbildung zu integrieren. Im Bereich 

Das von der SSO entwickelte Modell hat sich durchgesetzt: Die Zahnmedizin wurde ins Medizinstudium integriert 
– mit identischem Vorstudium, einer Zwischenphase als Vorbereitung auf die klinischen Studien zur Spezialisierung, 
ausgerichtet auf Präventivmedizin und unter den gleichen Promotionsbedingungen wie für Allgemeinmediziner 
(Foto: Keystone).
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Durch die Bundesverordnung vom Dezember 
1969, die die versuchsweise Einführung des «Rossi-
Plans» für das Medizinstudium und die Integrie-
rung der Zahnmedizin in die Lehrpläne der me-
dizinischen Fakultäten erlaubte, wurden diese 
kantonalen Bewilligungen abgeschafft.17 Von nun 
an erfolgte eine strikte Trennung zwischen in 
Praxen tätigen Zahnärzten und Zahntechnikern, 
die im Labor arbeiteten. Aufgrund der zunehmen-
den Komplexität der Arbeit in der Zahnarztpraxis 
und des Wandels des Prophylaxe-Konzepts, das 
eine häufigere Kontrolle der Patientinnen und 
Patienten in regelmässigeren Abständen erfor-
derte, genehmigte der Bund Projekte zum Aufbau 
von Hilfsberufen für Frauen, besonders für Zahn-
arztgehilfinnen und Dentalhygienikerinnen.

Mit den Zahntechnikern oder gegen sie?
Eigentlich wurde ab 1920 die Frage der kanto-
nalen Zahnarztdiplome und der Zahntechniker 
auf der Konferenz der kantonalen Gesundheits-
direktorinnen und -direktoren aufgeworfen, da es  
an Zahnärzten mit einer Universitätsausbildung 
fehlte. Die Schweizerische Zahntechniker-Vereini-
gung hatte die Anerkennung ihres Berufs und das 
Recht auf die Durchführung von Zahnbehandlun-
gen in den Kantonen Zürich und Sankt Gallen 
gefordert. Man hatte dabei zwei Anliegen: einer-
seits eine Verbesserung der beruflichen Situation 
der Zahntechniker durch die Einführung eines 
kantonalen Diploms – damit verfolgte man ein 
ähnliches Ziel wie die Zahnärzte fast 50 Jahre 
zuvor –, andererseits sollten die Kosten für die 
Patientinnen und Patienten durch eine Alternative 
zu den von Zahnärzten durchgeführten Behand-
lungen gesenkt werden. Damals erkannten die 
meisten Kantone den Beruf des Zahntechnikers 
nicht an oder reglementierten den Zugang nicht, 
da sie den Zahntechniker als einfachen speziali-
sierten Arbeiter ansahen. Um jeglichen Übergriff 
in den Bereich der Zahnchirurgie zu verhindern, 
beschränkte Genf daher ab 1881 den Tätigkeits-
bereich des Zahntechnikers auf die Herstellung 
von Zahnprothesen, wie dies in Neuenburg, der 
Waadt und ab 1919 im Tessin der Fall war. In Zü-
rich war die Problematik ausgeprägter: Eine Ver-
ordnung von 1880 gewährte den Zahntechnikern 
eine Ausübungsbewilligung, mit der sie das Recht 
auf Arbeiten im Mund besassen; 1920 gab es eine 
Volksinitiative für eine bessere Anerkennung des 
Berufs.

Pläne für eidgenössische  
Fähigkeitsausweise
Zum Abschluss der Konferenz im Jahre 1920 nah-
men die kantonalen Gesundheitsdirektorinnen 
und -direktoren mehrere Resolutionen an, mit 
denen Zahntechnikern der Zugang auf Verrichtun-
gen im Mund verwehrt werden sollte; gleichzeitig 

wurden die Forderungen der SSO nach einer 
Reform der Hochschulstudienordnung und zur 
Eröffnung geplanter Zahninstitute in Basel und 
Bern unterstützt. Die unterschiedlichen kanto-
nalen Ausübungszulassungen brachten nämlich 
zwei Probleme mit sich: zum einen die Gefahr 
einer Gesundheitsentwicklung in zwei Geschwin-
digkeiten, je nach finanziellen Möglichkeiten der 
Patientinnen und Patienten; zum anderen die 
Gefahr eines Rückschritts durch die Stärkung des 
«Handwerks», das auf mechanische Reparatur 
setzt, statt einer Stärkung des «Berufs», der den 
präventiven Aspekt der Zahnbehandlungen be-
tont. In Bezug auf die Zahntechnikerausbildung 
lehnte die Konferenz daher die Idee kantonaler 
Diplome ab; sie unterstützte jedoch die Pläne zur 
Angleichung der Bundesvorschriften für eidgenös-
sische Fähigkeitszeugnisse.18

Auf diese Weise erfolgte eine grundlegende Un-
terscheidung zwischen den Kompetenzen von 
Ärzten und Zahntechnikern in Bezug auf Behand-
lungen im Mund. Entsprechend der Verordnung 
des Kantons Waadt für den Zahntechnikerberuf 
aus dem Jahre 1928 «ist der Zahntechniker für die 
Zahnärzte ein Handwerker, der Zahnprothesen für 
einen oder mehrere Zahnärzte herstellt»; seine 
Ausbildung erfolgte im Rahmen einer Lehre; 
Verrichtungen im Mund waren ausgeschlossen.19 
1928 formulierten die SSO und die Schweizer 
Zahntechniker-Gesellschaft die Leitlinien für eine 
solche Berufslehre für die Kantone, die diese 
Ausbildungsform einführen wollten.20 Die dreijäh-
rige Ausbildung sollte bei einem Zahnarzt erfol-
gen, in einer Zahnarztpraxis oder in einem Labor; 
die Fähigkeiten des Lehrlings bei der Herstellung 
von Zahnprothesen sollte von Vertretern beider 
Dachorganisationen bestätigt werden. Man merkt, 
mit zunehmender Professionalisierung des Zahn-
arztberufs entwickelte sich auch die Funktion des 
Zahnarztes als Ausbilder für Hilfsberufe; in diesem 
besonderen Fall erhielt die SSO den Auftrag, die 
Fähigkeiten der Personen in Hilfsberufen zu be-
stätigen. Wie wir später sehen werden, gab es eine 
ähnliche Dynamik bei der Organisation der Hilfs-
berufe für Frauen.

Beruf ohne direkten Patientenkontakt
Nun erfolgte aber die «Unterstützung» bei der 
Anerkennung der Zahntechnikerausbildung nicht 
ohne Verteidigung bestimmter Berufsinteressen: 
1961 prangerte die Zeitschrift Dental Abstracts das 
Wirken von Scharlatanen in der Schweiz an; als 
solche bezeichnete sie nämlich die Zahntechniker 
mit einer kantonalen Zulassung für Behandlungen 
im Mund, besonders in den Kantonen Schaffhau-
sen, Basel-Land und Zürich.21 Das Bundesgesetz 
über die Berufsbildung vom 20. September 1963 
forderte eine grundlegende Trennung von der di-
rekten Behandlung von Patientinnen und Patien-

ten: Zahntechniker wurden nicht als paramedizi-
nisches, vom Schweizerischen Roten Kreuz aner-
kanntes Personal angesehen, so wie medizinische 
Laborantinnen und Laboranten oder zukünftige 
Dentalhygienikerinnen und Dentalhygieniker. Sie 
absolvierten eine vierjährige Lehre, die sie mit 
einem Eidgenössischen Fähigkeitszeugnis ab-
schlossen, das die Befähigung zur Herstellung von 
Hilfsmitteln bestätigte.22 1965 entstand durch eine 
«Loyalitätsvereinbarung» und einen Gesamtar-
beitsvertrag eine Art Partnerschaft zwischen Zahn-
technikern und Zahnärzten: 1969 schätzte man 
die Zahl der Zahntechniker mit dieser Ausbildung, 
die unter Vertrag in Labors oder Zahnarztpraxen 
tätig waren, auf 800.23 Mit der Abschaffung der 
kantonalen Zulassungen im Jahre 1970, welche 
1969 erneut eindringlich von der Kommission 
gefordert worden war, wurde der Beruf des Zahn-
technikers eindeutig als Tätigkeit ohne direkten 
Patientenkontakt definiert und 2008 in die Ausbil-
dungsgänge integriert, die dem Bundesamt für 
Berufsbildung und Technologie (BBT) unterste-
hen.24

Hilfsberufe und Frauenberufe
Zwischen Zahnärzten und den Hilfsberufen in den 
Zahnarztpraxen bestand kein Rivalitätsverhältnis, 
wie dies bei den Zahntechnikern der Fall war,  
die bis 1970 in einigen Kantonen potenzielle 
Konkurrenten waren. Man strebte eher das Ideal 
der Ergänzung an: Gelegentlich teilte man das 
Vokabular und technische Begriffe während Pa-
tientenbehandlungen; es gab auch eine klare 
Rollenverteilung nach Geschlechtern. Aus dem 
Kommissionsbericht von 1969 geht hervor, dass 
nur 8,4% der Zahnärzte weiblich waren, dies ent-
sprach ca. 210 Frauen, und dass die Mehrheit von 
ihnen im schulischen Bereich praktizierte. Wiede-
rum aus Sorge um den Nachwuchs im Gesund-
heitswesen forderte die Kommission eine Erhö-
hung des Frauenanteils in diesem Beruf; diese 
wollte man vor allem durch entsprechende Infor-
mationskampagnen an den Gymnasien errei-
chen.25 Hingegen waren die zahnmedizinischen 
Hilfsberufe fest in weiblicher Hand: 1969 gab es 
rund 3000–3500 Zahnarztgehilfinnen, 20 Helfe-
rinnen für zahnmedizinische Prävention in Schu-
len und 24 Dentalhygienikerinnen. Da diese Be-
rufe als zusätzliches Mittel zur Bekämpfung des 
Zahnärztemangels angesehen wurden, erachtete 
man ihren Ausbau als dringend.26

Bei allen diesen Berufen ging man von der Ideal-
vorstellung einer «Zahnpflegerin» (infirmière den-
taire) aus, die von dem aus dem Jura stammen-
den Zahnarzt und Redaktor der Revue mensuelle 
suisse d’odontostomatologie Charles Bonsack 
(1897–1964) 1934 lyrisch als «wertvolle Mitarbei-
terin» beschrieben wurde, ausgebildet, um den 
Zahnarzt in seiner Praxis «redlich» zu unterstützen, 
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Behandlungen im Zahnfleisch durchführen.31 Das 
Bundesgesetz über die Berufsbildung von 2003 
integrierte die Ausbildung als Dentalassistentin in 
die Tätigkeiten, die dem BBT unterstehen. Doch 
die SSO sah es als ihre Aufgabe an, einen Ausbil-
dungsplan für Dentalassistentinnen auszuarbeiten 
und sämtliche Kosten dafür zu übernehmen, 
einschliesslich der Kosten für die Leistungen, die 
von BBT-Spezialisten erbracht werden.32 Dieser 
neue Ausbildungsplan trat am 1. Januar 2010 in 
Kraft, in Übereinstimmung mit der eidgenössischen 
Verordnung über die Berufsbildung von Dental-
assistenten vom 20. August 2009.33

Die Dentalhygienikerin
Noch in den Nachkriegsjahren waren Dental-
hygienikerinnen eine neue Berufsgruppe, und die 
1969 erfassten 24 aktiven Dentalhygienikerinnen 
stammten aus Kanada und den USA – 1921 wurde 
die erste Schule dieser Art dort gegründet.34 1961 
wurde die erste amerikanische Dentalhygienikerin 
vom Vizepräsidenten der Kommission von 1969, 
Professor Hans-R. Mühlemann (1917–1997) ein-
gestellt. Unter seinem Einfluss erhielt die Zürcher 
Sektion von der Stadt die Genehmigung zur Ein-
stellung von Dentalhygienikerinnen für einen vor-
läufigen Zeitraum von 1962 bis 1965; dies führte 
zu einer Kontroverse mit den SSO-Instanzen. Laut 
Artikel 20 der Geschäftsordnung der SSO, die vor 
allem Zahntechniker und «Dentisten» mit einer 
kantonalen Zulassung betraf, konnte eine sach-

Ausbildung an; die Bemühungen konzentrierten 
sich hier auf die Ausbildung von Zahnarztgehil-
finnen und Dentalhygienikerinnen.

Dreijährige Lehre
Die 3000–3500 erfassten Zahnarztgehilfinnen 
wurden in den SSO-Sektionen in 13 Kantonen in 
einjährigen Weiterbildungskursen ausgebildet, die 
einmal wöchentlich am Nachmittag stattfanden 
und in denen man ein SSO-Diplom erwarb. In 
Zusatzkursen konnten sie den Titel «Gehilfin bei 
der Zahnprävention» erwerben und als Assisten-
tinnen arbeiten. Sie demonstrierten vor allem in 
Schulen korrektes Zähneputzen.29 Ab 1950 bot die 
Sektion Zürich als Erste Schulungen für Zahnarzt-
gehilfinnen an; 1963 gründete die SSO eine Kom-
mission zur Koordinierung der kantonalen Sek-
tionen und zur Reglementierung des Berufs als 
private Lehre.30 Aufgrund der Komplexität der 
zahnmedizinischen Techniken und weil man bes-
ser qualifizierte Assistentinnen benötigte, wurde 
die Ausbildung schrittweise in eine dreijährige, 
von der SSO anerkannte Berufslehre umgewan-
delt. Zu Beginn der 1990er-Jahre führte die SSO 
eine zusätzliche Funktionsstufe ein, die «Prophy-
laxe-Assistentin»; diese Bezeichnung dürfen aus-
gebildete Dentalassistentinnen nach einer be-
ruflichen Weiterbildung tragen. Wie wir später 
sehen werden, wurde eine Unterscheidung zur 
Dentalhygienikerin eingeführt: Im Unterschied zur 
Letztgenannten dürfen die Assistentinnen keine 

ihm zu assistieren und bei der Patientenbetreu-
ung zu helfen. Solche Mitarbeiterinnen wurden 
auch als Möglichkeit betrachtet, den Patientinnen 
und Patienten die gute Situation und den guten 
Ruf der Praxis zu demonstrieren.27 Der Begriff 
«Krankenschwester» (infirmière) bezeichnete al-
lerdings in der Schweiz vor 1950 unterschiedliche 
Realitäten: Er wurde sowohl für religiöse oder 
nicht konfessionelle Krankenschwestern als auch 
für Personen mit einem Abschluss der vom Roten 
Kreuz anerkannten Schulen verwendet, die im 
Spital oder selbstständig tätig waren, ebenso aber 
auch für Pflegerinnen ohne besondere Ausbil-
dung. In Zeitungsinseraten wurde er damals wie 
noch heute verwendet, um eher zweideutige An-
gebote zu umschreiben. 

Zahnpflegerin
Laut Kommissionsbericht aus dem Jahr 1969 
entspricht der Begriff «Zahnpflegerin» (infirmière 
dentaire, engl. dental nurse) exakt den Gege-
benheiten in Neuseeland ab den 1920er-Jahren: 
Dort umfasste er 1273 Pflegerinnen, die vor al-
lem im schulischen Bereich tätig waren. Diese 
«Krankenschwestern» waren zuständig für Un-
terweisungen in der Zahnpflege, Zahnuntersu-
chungen und Diagnose, Zahnprophylaxe, Lokal-
anästhesien, Amalgamfüllungen und Zahnex-
traktionen und leisteten einen sehr wichtigen 
Beitrag zur Zahngesundheit der Jugendlichen.28 
In der Schweiz strebte man keine derartige 

Weil Zahntechniker keinen direkten Patientenkontakt haben, wurden sie im Bundesgesetz über die Berufsbildung nicht als paramedizinisches Personal eingestuft (Foto: fotolia.com). 



Schweiz Monatsschr Zahnmed Vol. 121 9/2011 857

 Zahnmedizin aktuell125  Jahre
 Ans 
AnniSSO

kundige Person ohne Universitätsabschluss keine 
Behandlungen im Mund von Patientinnen bzw. 
Patienten durchführen.35 Die SSO gestand jedoch 
nach und nach zu, dass die Tätigkeit der Dental-
hygieniker delegiert und unter die Kontrolle der 
Zahnärzte gestellt wurde, ausser Konkurrenz, trotz 
niedrigerer Tarife. Im Frühling 1966 verabschie-
dete sie die Grundlage für die Einführung des 
Berufs der Dentalhygienikerin in der Schweiz, der 
vor allem für delegierte Behandlungen im Bereich 
der Zahnsteinentfernung und für die Instruktion 
der Patienten im Bereich der Zahnpflege nützlich 
war. Es wurde eine Kommission gegründet; diese 
erarbeitet ein Pflichtenheft, das von der Bundes-
kommission von 1969 aufgegriffen wurde; danach 
wurden Kontakte mit den Universitäten und kan-
tonalen Gesundheitsbehörden aufgenommen, 
um zu beiden Seiten der Saane je eine Schule für 
Dentalhygienikerinnen zu gründen.36

Der Bericht der Bundeskommission für Zahnbe-
handlungen von 1969 führte dazu, dass die Auf-
fassungen der SSO in diesem Bereich verbreitet 
wurden und der Bedarf an Dentalhygienikern auf 
rund 300 geschätzt wurde. In den Schulungen in 
Amerika und Kanada erwarben Dentalhygienike-
rinnen Fähigkeiten in folgenden Bereichen: Inst-
ruktion der Patienten in der Zahnpflege, Zahnrei-
nigung, Zahnsteinentfernung und Zahnpolitur, 
lokale Verabreichung von Fluor und Antiseptika, 
Anfertigung von Röntgenbildern, Gerätekunde und 
Anpassung von Zahnprothesen sowie administra-
tive Aufgaben. Es wurde eine zweijährige, von den 
kantonalen Gesundheitsdepartements finanzierte 
Ausbildung vorgesehen, analog zu den Kranken-
schwestern- und Laborantinnen-Schulen.37 1973 
wurde die Schule in Zürich gegründet, gefolgt von 
Einrichtungen in Genf (1976), Bern (1984) und 
einer zweiten Schule in Zürich im Jahre 1986. 
1991 gab das Schweizerische Rote Kreuz neue 
Richtlinien heraus und verlängerte die Ausbildung 
für Dentalhygienikerinnen um ein Jahr.

Einführung eines validierten  
Rahmenlehrplanes
Dies bedeutete für eine Tätigkeit, die anfangs als 
«paramedizinisch» angesehen wurde, einen Schritt 
hin zu mehr Professionalisierung, in direktem 
Kontakt mit den Patientinnen und Patienten, mit 
einer Eigenständigkeit, die allerdings zu diesem 
Zeitpunkt auf eine bestimmte Anzahl delegierter 
Tätigkeiten beschränkt war. Vom Standpunkt der 
SSO aus bot dies Dentalhygienikerinnen die Mög-
lichkeit, ihre Kompetenzen zu erweitern und ihren 
beruflichen Nutzen unter Beweis zu stellen, be-
sonders nachdem nach ihrer Einführung in den 
Zahnarztpraxen die Zahl der schweren Parodon-
tosen zurückging. Zudem führte die Schweize-
rische Dentalhygieniker-Vereinigung 1992 das 
Prinzip der Nachdiplomausbildungen ein; dies 

galt vor allem für Aufgaben in den Bereichen Ins-
truktion in Zahnputztechniken und Absolvierung 
von Praktika. Parallel zur Schaffung einer neuen 
Funktion der Prophylaxeassistentin, deren Pilot-
phase in der Schule in Zürich erfolgte, sollte die-
ses Prinzip neue berufliche Horizonte eröffnen 
und die Kompetenzen stärken, um die Dentalhy-
gienikerinnen von der Dentalassistentin («assis-
tante dentaire») zu unterscheiden, die als «Putz-
frau» für Zähne betrachtet wurde.38 Um ihre 
 Akkreditierung zu erhalten, passten die Dental-
hygienikerinnen-Schulen ihre Lehrpläne an und 
führten einen dreisemestrigen theoretischen Un-
terricht ein, an den sich ein Semester anschloss, 
in dem in Praxisbetrieben an Modellen gearbeitet 
wurde, und ein zweimonatiges Praktikum in einer 
Zahnarztpraxis, um eine bessere praktische Vor-
bereitung vor dem Eintritt auf den Arbeitsmarkt 
zu erreichen.39 Die wachsende Selbstständigkeit 
zeigte sich auch auf institutioneller Ebene: Die 
Leitung der Schulen, die bis in die 1990er-Jahre 
von Lehrern an Zahninstituten übernommen 
wurde, wurde nun Pädagogen aus dem parame-
dizinischen Bereich übertragen, gemeinsam mit 
einem ständigen wissenschaftlichen Vertreter des 
medizinischen Lehrkörpers.40 Die Tätigkeit der 
Dentalhygienikerin entwickelte sich so nach und 
nach zu einer Spezialisierung, die sich auf die 
präventive Zahnmedizin und die Parodontologie 
konzentrierte; die Dentalhygienikerin war in der 
Lage, die individuelle Betreuung bestimmter Pa-
tientinnen und Patienten für einen oder mehrere 
Zahnärzte zu übernehmen. Die neuen Ausbil-
dungsprogramme aus dem Jahr 1995 wurden 
1999 vom Schweizerischen Roten Kreuz über-
nommen.41 Das Bundesgesetz über die Berufs-
bildung von 2003 integrierte die Dentalhygieni-

kerin in die Berufe, die innerhalb der höheren 
Fachschulen zusammengefasst sind, analog zu 
den Berufen Technische/r Operationsfachfrau/ 
-fachmann, Rettungssanitäter/in, Pflegefachfrau/ 
-fachmann in der Deutschschweiz. Im Unterschied 
dazu gibt es in der französischen Schweiz eine 
Ausbildung an einer Fachhochschule (FH). Seit 
2009 gilt für die Ausbildung zur Dentalhygieni-
kerin ein vom BBT validierter Rahmenlehrplan; 
dieser wird regelmässig durch die OdASanté – die 
«Organisation der Arbeitswelt Gesundheit» (Nach-
folgeorganisation des Schweizerischen Roten Kreu-
zes), die Ausbildungseinrichtungen und die SSO 
aktualisiert.42

Fazit
Der Berufsstand der Zahnärzte verfügt über eine 
Identität, die sich seit dem Ende des 19. Jahrhun-
derts ausgehend von einigen Grundprinzipien 
entwickelte (Autonomie, Individualisierung ge-
genüber dem Arztberuf, Verteidigung der wissen-
schaftlichen und technischen Identität); er erwarb 
darüber hinaus im Laufe dieses Prozesses eine 
Legitimierungsfunktion, die die Entwicklung der 
zahnmedizinischen Hilfsberufe ermöglichte. Die 
Tätigkeiten dieser Hilfsberufe wurden stets genau 
überwacht und immer im Zusammenhang mit 
den zentralen Themen Prophylaxe und Zahnbe-
handlung definiert, welche den Zahnärzten vor-
behalten blieben. Die SSO war die wichtigste 
Impulsgeberin in diesem Prozess seit dessen 
Beginn im Jahre 1886. Ihre Aktivität bestand zu 
einem Grossteil vor allem nach den 1950er-Jah-
ren nicht in der blossen Definition der Grundprin-
zipien des Zahnarztberufs und der Verteidigung 
seiner Ideale in sozialer und politischer Hinsicht, 
sondern sie legte auch die Richtlinien für die 

Dentalassistentinnen leiten Patienten auch zu guter Mundhygiene an (Foto: Iris Krebs).
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